
WIESBADEN – Ein knappes Drittel der
Schülerschaft an allgemeinbildenden
Schulen hat im Jahr 2024 eine Ein-
wanderungsgeschichte gehabt. Ihr
Anteil betrug 29 Prozent, drei Pro-
zentpunkte mehr als im Durchschnitt
der gesamten Bevölkerung, teilt das
Statistische Bundesamt mit. Deutlich
niedriger war im vorvergangenen
Jahr der Anteil mit elf Prozent unter
den Lehrkräften.

Eine Person hat nach der Definiti-
on eine Einwanderungsgeschichte,
wenn sie oder beide Elternteile seit

dem Jahr 1950 nach Deutschland ge-
zogen sind. Bei weiteren zwölf Pro-
zent der Schülerschaft war nur ein El-
ternteil nach Deutschland zugewan-
dert, 59 Prozent hatte keine Einwan-
derungsgeschichte. Berücksichtigt
wurden nur Menschen mit privatem
Hauptwohnsitz; Gemeinschaftsun-
terkünfte mit zum Beispiel dort le-
benden Geflüchteten nicht.

Unter den Lehrkräften hatten noch
einmal fünf Prozent nur einen einge-
wanderten Elternteil und 84 Prozent
gar keine Einwanderungsgeschichte.

Innerhalb von fünf Jahren seien
die Schulgemeinden internationaler
geworden, hieß es von der Statistik-
behörde: 2019 hätten noch 26 Prozent
der Schülerinnen und Schüler an all-
gemeinbildenden Schulen eine Ein-
wanderungsgeschichte, drei Prozent-
punkte weniger als der jüngste ver-
fügbare Wert aus dem Jahr 2024. Un-
ter den Lehrkräften lag der Anteil der
Personen mit Einwanderungsge-
schichte 2019 bei neun Prozent und
war somit um zwei Prozentpunkte
geringer als 2024. epd/dpa

Viele mit Einwanderungsgeschichte
Demografie Sowohl bei Schülern als auch bei Lehrkräften ist der Anteil in den vergangenen fünf Jahren gestiegen.
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Das tun sie gern, die Vorsitzenden
von CDU und CSU: mal kräftig aus-
teilen. Den Anfang machte Markus
Söder, dann wählte Friedrich Merz
eine ganz ähnliche Tonlage: Die
Deutschen seien zu häufig krank –
machen also, so die Unterstellung,
zu oft blau. Und müssten wieder
mehr arbeiten. Da sind sie beide
steckengeblieben in ihrer alten
Rolle: Es ist Sache der Opposition,
die Regierung für Versäumnisse
und Fehlentwicklungen zu kriti-
sieren und sie anzutreiben, diese
abzustellen. Nun aber regieren
CDU und CSU ja gemeinsam mit
der SPD im Bund. Und wären
selbst in der Lage, die Stellschrau-
ben für mehr Wachstum selbst
richtig zu justieren.
Stattdessen setzen der Kanzler und
der bayerische Ministerpräsident
zuletzt lieber auf reichlich pau-
schale Vorwürfe und offenbaren
damit auch ein irritierendes Miss-
trauen gegenüber der Bevölke-
rung. Genauer: gegenüber den
Arbeitnehmern. Sie sind da partei-
isch und einseitig. Denn ihre Klage
übers Blaumachen unterstellt vie-
len Beschäftigten ja Missbrauch.
Beim Bürgergeld klang das ähn-
lich. Von Missbrauch durch Unter-
nehmen etwa durch Steuerhinter-
ziehung reden sie nicht.

Trotz Erkältung ins Büro
Es wäre aber notwendig, gegen alle
Formen von Missbrauch vorzuge-
hen. Und dabei zu differenzieren.
Viele Beschäftigte können sich
Blaumachen – das es sicherlich
gibt – gar nicht leisten, weil sie
dann, gerade in prekärer Arbeit,
ihren Job gefährden. Etliche gehen
trotz Erkältung ins Büro. Ob die
Abschaffung der telefonischen

Krankschreibung hilft? Die Ärzte
selbst sind uneins, die Kassen be-
zweifeln das massiv, zudem werde
sie fast nicht genutzt. Und: Der
Arbeitsdruck und damit das Risiko
für Erkrankungen steigt, gerade in
Zeiten, wo die Arbeitsplatzsicher-
heit wieder schwindet.
Längere Arbeitszeiten sind da
nicht überall sinnvoll. Die Politik
hat es in der Hand, mit anderen
Schritten für mehr Wachstum zu
sorgen. In vielen Betrieben raubt
die immer aufwendigere Bürokra-
tie mit Dokumentationspflichten
und ähnlichen Regeln wertvolle
Arbeitszeit; auch deshalb geht die
Produktivität zurück. Da ließe sich
ansetzen. Auch bei der Belastung
von Arbeit durch Abgaben und
Steuern: Sinkt sie, wird es attrakti-
ver, eine Stelle anzunehmen. Und
andere Länder haben so etwas wie
das Ehegattensplitting längst ab-
geschafft, weil es verheiratete
Frauen eher vom Arbeiten abhält.

Riskantes Schlechtreden
Daran sollte die Koalition arbeiten,
anstatt offen über Schaufenster-
Vorstöße wie die von Merz und
Söder zu streiten. Eine Regierung
darf die Menschen nicht weiter
verunsichern, nicht einstimmen
ins ohnehin riskante Schlecht-
reden des Landes, sie muss Mut
machen und anspornen. Und
nicht pauschal über Missstände
klagen, an denen die Klagenden
teils selbst schuld sind. Sondern
durch abgestimmte und sozial
austarierte Politik dafür sorgen,
die Missstände zu beheben. Merz
sollte endlich registrieren, dass er
Kanzler aller Deutschen ist und
nicht mehr der wirtschaftsnahe
Oppositionsführer im Land.

Nötig: Mut statt Misstrauen
Arbeitnehmer-Schelte von Merz ist schädlich
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Ehe die Staatsanwaltschaft gegen
einen Staatsbetrieb ermittelt,
muss einiges vorgefallen sein. Im
schwäbischen Gablingen war dies
offenbar der Fall. In der dortigen
Justizvollzugsanstalt (JVA), so
sieht es die Staatsanwaltschaft
Augsburg, sollen sich drei Be-
schuldigte wegen des Folterskan-
dals von Gericht verantworten,
darunter die frühere Leitung der
JVA. Über 100 Gefangene sollen
missbraucht worden sein.
Es ist ein höchst ungewöhnlicher
Vorgang, wenn Führungskräfte
aus dem Staatsdienst mit einem
Strafverfahren konfrontiert wer-
den sollen; unter anderem werden
dem Trio Körperverletzung im
Amt, Freiheitsberaubung und
Nötigung vorgeworfen. In der
Anklage ist von „einem System
der Willkür“ die Rede.

Gewaltenteilung funktioniert
Diese Anklage ist – egal wie das
Verfahren, sollte es zur Verhand-
lung kommen, ausgeht – ein gutes
Zeichen! Denn sie belegt, dass die
Gewaltenteilung in Bayern (und
auch in Deutschland) funktioniert.
In den USA wäre mit ziemlicher
Sicherheit ein ähnliches Vorgehen
von der Exekutive verhindert wor-
den, mindestens hätte es wohl den
Versuch gegeben. Seit ein Mit-
arbeiter der Auswanderungsbehör-
de ICE am 7. Januar bei einem Ein-
satz in Minneapolis die 37 Jahre al-
te Renee Nicole Good erschossen
hat, gibt es in den USA eine Debat-
te über die Strafverfolgung – mit
Einmischung der Politik. Die
Trump-Regierung versucht sogar
den Spieß umzudrehen, indem sie
die getötete Good als „inländische
Terroristin“ dargestellt hat, die

von dem Polizisten aus Notwehr
getötet worden sei.
Auf die Vorgänge in Gablingen be-
zogen wäre das in etwa so, als
wenn den Gefangenen Verfahren
wegen Falschaussagen gedroht
hätten. Die Vorwürfe, wegen derer
nun Anklage erhoben worden ist,
sind heftig: Häftlinge sollen dort
nackt über einen längeren Zeit-
raum, die Rede ist von bis zu vier
Tagen, isoliert sein worden, sie
sollen schikaniert und körperlich
misshandelt worden sein. Mit der
Achtung der Menschenwürde, die
in einem Rechtsstaat auch Inhaf-
tierten zusteht, ist all dies kaum
in Einklang zu bringen.
Es ist gut, dass neben der Kommis-
sion, die unter Leitung des ehema-
ligen Nürnberger OLG-Präsidenten
Peter Küspert die Vorwürfe be-
leuchtet, auch staatsanwaltschaft-
lich vorgegangen wird. Alles ande-
re wäre schwer verständlich gewe-
sen. Ein fader Beigeschmack bleibt
dennoch: An die Öffentlichkeit ge-
langte der Fall Gablingen nur des-
halb, weil hartnäckige Recherchen
der „Augsburger Allgemeinen“
Licht in das Haftdunkel gebracht
haben. Offenbar wurde intern über
einen langen Zeitraum zugesehen
und das Vorgehen womöglich so-
gar von einem größeren Personen-
kreis gedeckt.
Schließlich hat auch die Politik
zunächst mit Zurückhaltung ge-
glänzt. Es geht nicht zwingend
darum, Rücktritte von Ministern
zu fordern, doch die Frage der
politischen Verantwortung stellt
sich beim Blick auf Gablingen
nach wie vor. Hinter Gittern
herrscht kein rechtsfreier Raum.
Und dafür muss die Staatsregie-
rung Sorge tragen.

Häftlinge haben Rechte
JVA Gablingen: Staatsanwaltschaft zeigt an
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NÜRNBERG – „Es menschelt“, sagt Sa-
bine Michel. Sie sagt es vor rund 450
Gästen, die zu einem inzwischen
etablierten Treffen gekommen sind:
dem Nürnberger Unternehmer-Kon-
gress der mittelständischen Wirt-
schaft. Michel stellte diesen Termin
mit ihrem Unternehmen „smic!“
schon zum 14. Mal auf die Beine.

Es geht um Impulse, Denkanstöße,
vor allem aber auch Begegnungen „in
echt“, nicht am Bildschirm, bei ei-
nem Call. Das sei nicht ersetzbar, so
Sabine Michel zum Auftakt. „Netz-
werke, Gespräche, Erlebnisse zählen.“
Drei Keynotes, also Impulsvorträge,
und sieben Workshops gibt es für die
Teilnehmer – mit großer Mehrheit
Männer, Frauen sind deutlich in der
Minderzahl.

Andrea Heilmaier gehört zu ihnen.
Nürnbergs Wirtschafts- und Wissen-
schaftsreferentin skizziert zum Auf-
takt die Stadt als Zentrum für Künst-
liche Intelligenz (KI) – ein Schwer-
punktthema des Treffens. Die Stadt
habe mit der Technischen Universität
Nürnberg die erste KI-Uni, dazu die
Friedrich-Alexander-Universität Er-
langen-Nürnberg mit etlichen KI-
Lehrstühlen, das Fraunhofer-Institut,
die Ohm-Hochschule, KI-Schwer-
punkte im Nordostpark und im Zoll-
hof – und hoffe darauf, Standort für
die KI-Giga-Factory zu werden, für
die sich Bayern beworben hat.

Die erste Keynote liefert Bernd
Krebs, Chef und Gründer der High-
Tech-Firma Toolcraft mit Sitz in Ge-
orgensgmünd (Kreis Roth). Er habe
erst einmal nachschauen müssen,
was „Keynote“ bedeute, sagt Krebs
und betont auch im Vortrag seine Bo-
denständigkeit. In einer Garage be-
gann er als junger Mann – „mittellos
und hungrig. Gut, um in den Dschun-

gel zu gehen.“ Er skizziert, wie hart
der Aufbau des Unternehmens war –
und wie viel Freude er dabei hatte
und hat. Jahrelang kein Urlaub, 80-
Stunden-Wochen – „Work-Life-Balan-
ce ist für Loser“, sagt er. Es sei wich-
tig, „mit Freude“ in die Arbeit zu ge-
hen.

Er schildert Schwächen und Stär-
ken des Standorts. „Wir könnten uns
rund um die Uhr zertifizieren“, sagt
er mit Blick auf die wachsende Büro-
kratie und Regelungsdichte. Aber
„wir haben ein Gesundheitssystem
vom Allerfeinsten, wir haben eine
Demokratie“. Das müsse man „zu
schätzen wissen und auch etwas zu-
rückgeben an die Gesellschaft“. Er tut
dies durch sein Engagement. Auch
als „Performance-Partner“, Sponsor,
für den 1. FC Nürnberg, Krebs‘ große
Leidenschaft.

Weniger jammern, mehr leisten
Toolcraft ist Zulieferer für Halblei-

ter-Produktion, Rennwagen, Flugzeu-
ge und auch Rüstung. „Wir brauchen
den Defence-Bereich, um unsere De-
mokratie zu verteidigen“, sagt Krebs.
„Wir müssen das hoffentlich nie ein-
setzen, aber wir müssen uns wehren,
wenn einer das Schwert hebt.“ Sein
Appell an Unternehmer wie das gan-
ze Land: weniger jammern, mehr ar-
beiten, Ansprüche zurückfahren.
„Wir müssen uns keine Sorgen ma-
chen. Es gibt so viel zu tun.“

Das sieht auch Maximilian Lude
so, Professor und Innovations-Exper-
te. KI sei kein technisches, sondern
ein Kultur-Thema, alle Beschäftigten
müssten den Umgang damit lernen.
Dann könnten alle davon profitieren.
Denn „KI macht uns menschlicher“,
prognostiziert Lude. „Sie haben da-
mit mehr Zeit für das, worin Sie gut
sind: mit Menschen agieren“, sagt er
den Unternehmern. Man müsse KI

als Helfer und Begleiter einsetzen.
Und aus den Mitarbeitern „Intrapre-
neure“ machen – unternehmerisch
denkende Menschen im Unterneh-
men.

Auch er setzt auf Mut statt Angst.
Deutschland gehöre zu den fünf pes-
simistischsten Ländern der Erde. Da-
bei gebe es dafür kaum Gründe. Bloß:
Entschlossen anfangen müsse man
mit der Innovation – anstatt nur da-
rüber zu reden und ansonsten wei-
terzumachen wie bisher.

Am Abend scharen sich zu den
Kongress-Teilnehmern noch einmal
so viele Gäste zum Neujahrsempfang
des Mittelstands. Nürnbergs Ober-
bürgermeister Marcus König lobt das
Treffen als „größten Think Tank der
Region“. Er blickt auf die Trumpschen
Turbulenzen: „Die Sicherheit der
Welt verrutscht gerade.“ Auch des-
halb müsse Politik schneller ent-
scheiden – „da tut sich was“. Er neh-
me Mut mit von dem Treffen, es gebe
„keinen Grund für Trübsal“, so König.
Denn „wir sind der Club der Willigen
und die Zukunftsregion Deutsch-
lands“.

Auch Stefan Leitz, der Vorstands-
vorsitzende des Steiner Traditionsun-
ternehmens Faber-Castell, lobt den
Standort Deutschland, sagt aber: „Wir
brauchen größere Risikobereitschaft
– auch im Land. Wir müssen Fahrt
aufnehmen, mit mehr Geschwindig-
keit“ – in der Firma und im Land.
Und er warnt: „Die größte Gefahr des
Erfolgs ist die Arroganz des Erfolgs.“

Der erliegt Ingo di Bella nicht. Der
Initiator des Nürnberg Digital Festi-
vals bekommt zum Abschluss des
Empfangs den alljährlich verliehenen
Netzwerkpreis. Und kündigt für die
diesjährige Auflage „seines“ Treffens
ein neues, politisch brisantes Thema
an: Datensicherheit und digitale Un-
abhängigkeit.

„Kein Grund für Trübsal“
Treffen Nürnberger Unternehmerkongress: Redner machen Mut und loben den Standort trotz seiner Schwächen.
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Er war einer der „Keynote-Speaker“ beim 14. Nürnberger Unternehmerkongress: Bernd Krebs, Gründer von Toolcraft in
Georgensgmünd. Foto: Hans-Joachim Winckler


